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Leitsatz
1) Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung Nr. 517/72 ist dahin auszulegen, daß die Entscheidungen über die Anträge auf Einrichtung eines Linienverkehrs oder einer Sonderform des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zwischen den Mitgliedstaaten nationale Entscheidungen darstellen. 2) Eine nationale Regelung, nach der die Anträge auf Einrichtung eines Linienverkehrs oder einer Sonderform des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zu veröffentlichen sind und die Betroffenen die Möglichkeit haben, binnen einer Frist von 30 Tagen dazu Stellung zu nehmen, ehe eine Entscheidung über die Anträge getroffen wird, genügt der Verpflichtung der Mitgliedstaaten aus Artikel 16 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 517/72. 3) Der Ausdruck vorhandene Personenverkehrsdienste in Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung Nr. 517/72 schließt alle Formen und Arten der Beförderung, insbesondere den übrigen Linienverkehr mit Kraftomnibussen mit einer teilweise anderen Streckenführung oder einer anderen Art und Weise der Meeresüberquerung und den Eisenbahnverkehr, ein.
In der Rechtssache 88/86
betreffend ein dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vom College van Beroep voor het Bedrijfsleven in dem bei diesem anhängigen Rechtsstreit
Bovo Tours BV, Roelofarendsveen, und Van Nood Touringcars BV, Amsterdam,
gegen
Minister van Verkeer en Waterstaat,
Commissie Vervoervergunningen, Den Haag,
und
Autobusonderneming Snel en Co. BV, Rotterdam, Beigeladene im Ausgangsverfahren,
vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung einiger Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 517/72 des Rates vom 28. Februar 1972 über die Einführung gemeinsamer Regeln für den Linienverkehr und die Sonderformen des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zwischen den Mitgliedstaaten (ABl. L 67, S. 19), zuletzt geändert durch die Verordnung Nr. 1301/78 vom 12. Juni 1978 (ABl. L 158, S. 1),
erläßt
DER GERICHTSHOF
unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten G. Bosco in Wahrnehmung der Aufgaben des Präsidenten, der Kammerpräsidenten J. C. Moitinho de Almeida, G. C. Rodríguez Iglesias, der Richter T. Koopmans, U. Everling, R. Joliet und F. Schockweiler,
Generalanwalt: J. Mischo
Kanzler: B. Pastor, Verwaltungsrätin
Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben:
die Bovo Tours BV und die Van Nood Touringcars BV, Klägerinnen des Ausgangsverfahrens, vertreten durch Rechtsanwalt M. W. J. Jitta, Amsterdam,
die Snel en Co. BV, Beigeladene im Ausgangsverfahren, vertreten durch Rechtsanwalt R. A. A. Duk, Den Haag,
das Vereinigte Königreich, vertreten durch B. F. McHenry, Treasury Solicitor's Department, als Bevollmächtigten,
die französische Regierung, vertreten durch R. de Gouttes als Bevollmächtigten,
die niederländische Regierung, vertreten durch I. Verkade als Bevollmächtigten,
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch T. van Rijn, Juristischer Dienst der Kommission,
aufgrund des Sitzungsberichts und auf die mündliche Verhandlung vom 7. April 1987,
nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 4. Juni 1987,
folgendes
Urteil
1 Das College van Beroep voor het Bedrijfsleven hat mit Beschluß vom 14. Februar 1986, beim Gerichtshof eingegangen am 24. März 1986, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vier Fragen nach der Auslegung der Verordnung Nr. 517/72 des Rates vom 28. Februar 1972 über die Einführung gemeinsamer Regeln für den Linienverkehr und die Sonderformen des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zwischen den Mitgliedstaaten (ABl. L 67, S. 19) zur Vorabentscheidung vorgelegt.
2 Diese Fragen stellen sich in einem bei diesem Gericht anhängigen Verfahren wegen Aufhebung von zwei Entscheidungen über die von dem Verkehrsunternehmen Snel en Co. BV (nachstehend: Firma Snel), Rotterdam, gemäß Artikel 12 ff. der Verordnung Nr. 517/72 beantragten Einrichtung eines Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zwischen Amsterdam und London. Bei den beiden angefochtenen Entscheidungen handelt es sich zum einen um die der Commissie Vervoervergunningen [Kommission für Verkehrsgenehmigungen] am 17. November 1983 mitgeteilte Entscheidung des Ministers van Verkeer en Waterstaat [Minister für Verkehr und öffentliche Arbeiten], daß dem Antrag stattzugeben sei, und zum anderen um die Entscheidung dieser Kommission vom 12. April 1984, die beantragte Genehmigung zu erteilen. Die Anfechtungsklage wurde von den beiden Konkurrenzunternehmen Bovo Tours BV, Roelofarendsveen, und Van Nood Touringcars BV, Amsterdam, eingereicht, die bereits eine Genehmigung für den Betrieb eines Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zwischen denselben Städten besitzen.
3 Am 29. Juni 1984 setzte der Präsident des College van Beroep die Entscheidungen bis zum Erlaß einer Entscheidung des Gerichtes in der Hauptsache vorläufig außer Vollzug. Am 14. Februar 1986 hat das College van Beroep die Klage gegen die Entscheidung vom 17. November 1983 für unzulässig erklärt, das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof folgende Fragen vorgelegt:
1) Genügt es Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 517/72 des Rates, wenn ein Mitgliedstaat in den nationalen Rechtsvorschriften zur Durchführung der Verordnung eine Bestimmung vorgesehen hat, die den Betroffenen die Möglichkeit bietet, gegen den öffentlich zur Einsicht ausgelegten Antrag binnen einer Frist von 30 Tagen schriftlich Einwände zu erheben, ehe eine Entscheidung über den Antrag getroffen wird?
Sowohl bei Bejahung als auch bei Verneinung der ersten Frage:
2) Sind die Entscheidungen im Sinne von Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung über die Anträge zur Einrichtung eines Linienverkehrs, die im gegenseitigen Einvernehmen von den Mitgliedstaaten getroffen werden, in deren Hoheitsgebiet Fahrgäste aufgenommen oder abgesetzt werden, bei zutreffender Auslegung dieser Vorschrift zu verstehen
a) als eine Entscheidung des Mitgliedstaats, in dem der Antragsteller seinen Sitz hat, die dieser Mitgliedstaat nur nach Abstimmung mit den anderen betroffenen Mitgliedstaaten erläßt,
oder
b) als eine mehrseitige, durch zwischenstaatliche Beratungen zustande gekommene gemeinsame Entscheidung mehrerer Mitgliedstaaten
oder
c) als eine Entscheidung sui generis, die aufgrund ihres Charakters und angesichts der weiteren Möglichkeit der Herbeiführung einer Entscheidung, falls diese Entscheidung nicht zustande kommt, einer Handlung oder Entscheidung eines Gemeinschaftsorgans gleichgestellt werden kann?
3) Wenn der Gerichtshof die zweite Frage im letztgenannten Sinn beantwortet, ist dann diese Entscheidung, wie sie im vorliegenden Fall vom niederländischen Minister für Verkehr und öffentliche Arbeiten in seinem Schreiben vom 17. November 1983 mitgeteilt und begründet worden ist, aus den oben genannten Gründen wegen Verstoßes gegen Artikel 190 EWG-Vertrag und/oder gegen die Verordnung (EWG) Nr. 517/72, insbesondere gegen deren Artikel 8, ungültig?
4) Falls der Gerichtshof die zweite Frage nicht in dem dort unter c angegebenen Sinn beantwortet: Ist unter den vorhandenen Personenverkehrsdiensten“ im Sinne von Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung ausschließlich der Linienverkehr zur Beförderung von Personen mit Kraftomnibussen zu verstehen, der dieselbe Strecke benutzt und in derselben Art und Weise den Ärmelkanal überquert wie der Linienverkehr, der Gegenstand des Antrags ist, oder fallen darunter auch andere Formen des Personenverkehrs mit Kraftomnibussen (mit einer teilweise anderen Streckenführung, einer anderen Art und Weise der Kanalüberquerung) sowie der Eisenbahnverkehr?
4 Wegen weiterer Einzelheiten der anwendbaren gemeinschaftlichen und innerstaatlichen Rechtsvorschriften sowie der beim Gerichtshof eingereichten Erklärungen wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt ist im folgenden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfordert.
Zur Rechtsnatur der Entscheidungen über die Einrichtung eines Linienverkehrs oder einer Sonderform des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen
5 Zunächst ist auf die zweite Frage des nationalen Gerichts zu antworten, die die Rechtsnatur der Entscheidungen über die Anträge auf Einrichtung eines Linienverkehrs mit Kraftomnibussen betrifft. Das nationale Gericht möchte im einzelnen wissen, ob diese Entscheidungen, die gemäß Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung Nr. 517/72 nur im gegenseitigen Einvernehmen der Mitgliedstaaten, in deren Hoheitsgebiet Fahrgäste aufgenommen oder abgesetzt werden, oder gegebenenfalls aufgrund einer Entscheidung der Kommission oder des Rates nach Artikel 14 dieser Verordnung getroffen werden können, solche der nationalen Behörden des nach Artikel 12 Absatz 2 dieser Verordnung zuständigen Mitgliedstaats sind oder zwischenstaatliche Vereinbarungen oder aber Entscheidungen sui generis, die einer Handlung oder Entscheidung eines Gemeinschaftsorgans gleichgestellt werden können.
6 Die Klägerinnen des Ausgangsverfahrens, die französische Regierung und die Kommission sind der Auffassung, daß die in Artikel 16 der Verordnung Nr. 517/72 genannten Entscheidungen solche der nationalen Behörden sind, für deren Erlaß die Einigung der Mitgliedstaaten nur eine Voraussetzung sei. Für die niederländische Regierung handelt es sich um gemeinsame Entscheidungen der Mitgliedstaaten, die zur Durchführung der Verordnung getroffen würden. Nach Ansicht der Firma Snel und des Vereinigten Königreichs sind solche Entscheidungen ihrem Wesen nach zwischenstaatliche Vereinbarungen. Das Vereinigte Königreich räumt jedoch ein, daß bestimmte Entscheidungen über die Einrichtung eines Linienverkehrs als innerstaatliche Entscheidungen der zuständigen nationalen Behörden qualifiziert werden könnten.
7 Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung Nr. 517/72 lautet:
Die zuständige Behörde des in Artikel 12 Absatz 2 genannten Mitgliedstaats, die auf Grund des in Artikel 13 Absatz 1 vorgesehenen gegenseitigen Einvernehmens oder auf Grund einer Entscheidung nach Artikel 14 handelt,
erteilt die Genehmigung zur Einrichtung eines Linienverkehrs oder einer Sonderform des Linienverkehrs,
genehmigt die Änderung der Bedingungen, denen der Betrieb eines Verkehrsdienstes unterliegt, oder teilt diese in dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Fall dem Genehmigungsinhaber mit,
erneuert die Genehmigung oder
lehnt den Antrag förmlich ab.
8 Aus dieser Vorschrift ergibt sich, daß die endgültige Entscheidung von der nationalen Behörde des Mitgliedstaats getroffen wird, in dessen Hoheitsgebiet das antragstellende Unternehmen seinen Sitz hat. Dieser Entscheidung kann der Charakter eines Rechtsakts der nationalen Behörde nicht deshalb abgesprochen werden, weil sie erst getroffen werden kann, nachdem die betroffenen Mitgliedstaaten Einvernehmen erzielt haben oder gegebenenfalls eine Entscheidung der Kommission oder des Rates ergangen ist.
9 Dieser Auslegung steht auch nicht entgegen, daß die Verordnung an anderer Stelle den Ausdruck Entscheidungen ... in gegenseitigem Einvernehmen von den Mitgliedstaaten getroffen verwendet. In Verbindung mit Artikel 16 Absatz 1 ist dieser Ausdruck so zu verstehen, daß solche Entscheidungen ebenso wie gegebenenfalls die Entscheidung der Kommission oder des Rates nur eine Voraussetzung für die endgültige Entscheidung darstellen, die die zuständigen nationalen Behörden zu erlassen haben.
10 Infolgedessen ist auf die zweite Frage zu antworten, daß Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung Nr. 517/72 dahin auszulegen ist, daß die Entscheidungen über die Anträge auf Einrichtung eines Linienverkehrs oder einer Sonderform des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zwischen den Mitgliedstaaten nationale Entscheidungen darstellen.
Zu der den Verkehrsunternehmen einzuräumenden Möglichkeit, ihre Interessen geltend zu machen (Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung Nr. 517/72)
11 Mit der ersten Frage möchte das vorlegende Gericht im wesentlichen wissen, ob eine nationale Regelung, nach der die Anträge auf Einrichtung eines Linienverkehrs oder einer Sonderform des Linienverkehrs zu veröffentlichen sind und die Betroffenen die Möglichkeit haben, binnen einer Frist von 30 Tage dazu Stellung zu nehmen, ehe eine Entscheidung über die Anträge getroffen wird, der Verpflichtung der Mitgliedstaaten aus Artikel 16 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 517/72 genügt, wonach die Mitgliedstaaten ... den Verkehrsunternehmen die Möglichkeit ein[räumen], als solche ihre Interessen gegenüber den genannten Entscheidungen mit geeigneten Mitteln geltend zu machen.
12 Nach Ansicht der Klägerinnen des Ausgangsverfahrens und der Kommission erlegt Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung Nr. 517/72 den Mitgliedstaaten die Verpflichtung auf, eine nachträgliche Überprüfung der nach Absatz 1 dieses Artikels ergangenen Entscheidungen vorzusehen. Die niederländische und die französische Regierung, das Vereinigte Königreich und die Firma Snel sind der Auffassung, wenn die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats den Betroffenen die Möglichkeit gäben, gegen Anträge auf Einrichtung eines Linienverkehrs innerhalb einer bestimmten Frist nach ihrer Veröffentlichung Einwände vorzubringen, so genügten sie der streitigen Bestimmung.
13 Zunächst ist festzustellen, daß Artikel 16 Absatz 2 lediglich vorsieht, daß die Verkehrsunternehmen die Möglichkeit haben müssen, als solche ihre Interessen gegenüber den genannten Entscheidungen mit geeigneten Mitteln geltend zu machen.
14 Diese Bestimmung verpflichtet die Mitgliedstaaten nur, ein bestimmtes Ziel zu erreichen, nämlich den betroffenen Verkehrsunternehmen die Geltendmachung ihrer Interessen zu ermöglichen, überläßt ihnen aber die Wahl der zur Verwirklichung dieses Ziels geeignetsten Verfahren.
15 Was die Konkurrenzunternehmen betrifft, die sich der Einrichtung der Linie aus wirtschaftlichen Gründen widersetzen wollen, so ist diesem Ziel genügt, wenn ihnen die Möglichkeit eingeräumt wird, sich an dem vorbereitenden Verfahren zu beteiligen und dort ihre Argumente vorzutragen. Ihre Beteiligung in diesem Verfahrensabschnitt ist auch sachdienlich, da sie es ermöglicht, die wirtschaftliche Zweckmäßigkeit der Einrichtung der Linie zu erörtern.
16 Somit läßt sich aus Artikel 16 Absatz 2 Unterabsatz 1, nach dem die nationale Entscheidung zu begründen ist, nicht ableiten, daß den Konkurrenzunternehmen die Möglichkeit eingeräumt werden muß, nachträglich einen Rechtsbehelf einzulegen.
17 Auf die erste Frage ist daher zu antworten, daß eine nationale Regelung, nach der die Anträge auf Einrichtung eines Linienverkehrs oder einer Sonderform des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zu veröffentlichen sind und die Betroffenen die Möglichkeit haben, binnen einer Frist von 30 Tagen dazu Stellung zu nehmen, ehe eine Entscheidung über die Anträge getroffen wird, der Verpflichtung der Mitgliedstaaten aus Artikel 16 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 517/72 genügt.
Zur Auslegung des Artikels 8 Absatz 1 der Verordnung Nr. 517/72
18 Mit der vierten Frage möchte das nationale Gericht wissen, ob der Ausdruck vorhandene Personenverkehrsdienste in Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung Nr. 517/72 alle Formen und Arten der Beförderung, insbesondere den übrigen Linienverkehr mit Kraftomnibussen mit einer teilweise anderen Streckenführung oder einer anderen Art und Weise der Meeresüberquerung und den Eisenbahnverkehr, einschließt.
19 Die Klägerinnen des Ausgangsverfahrens, die französische Regierung und die Kommission sind der Ansicht, daß dieser Ausdruck weit auszulegen sei, so daß er alle bei Antragstellung bestehenden Formen und Arten des Personenverkehrs einschließe, die für den Antrag von Bedeutung seien. Nach Ansicht des Vereinigten Königreichs ist der Ausdruck nicht so zu verstehen, daß er sich auf eine bestimmte Beförderungsart oder Streckenführung bezieht. Die Prüfung des Antrags dürfe sich nicht auf die Frage beschränken, ob Verkehrsdienste vorhanden seien, die die betreffende Verkehrsverbindung bedienten, sondern es müsse auch untersucht werden, ob die Erteilung der Genehmigung für die Reisenden durch eine qualitative und quantitative Verbesserung der Leistungen der Personenverkehrsdienste von Nutzen sei. Die Firma Snel und die niederländische Regierung meinen, daß der Ausdruck sich nur auf die Personenbeförderung mit Kraftomnibussen in dem Linienverkehr beziehe, der über dieselbe Strecke wie der beantragte Linienverkehr geführt werde.
20 Artikel 8 Absätze 1 und 2 lauten:
1. Ein Antrag auf Einrichtung eines Linienverkehrs oder einer Sonderform des Linienverkehrs wird geprüft, um festzustellen, ob die Bedienung des Verkehrs, der Gegenstand des Antrags ist, qualitativ wie auch quantitativ durch die vorhandenen Personenverkehrsdienste nicht bereits zufriedenstellend gewährleistet ist.
2. Bei der Prüfung nach Absatz 1 wird insbesondere berücksichtigt:
a) die gegenwärtigen und vorhersehbaren Verkehrsbedürfnisse, die der Antragsteller zu befriedigen beabsichtigt,
b) beim Linienverkehr die Marktlage des Personenverkehrs in den betreffenden Gebieten.
21 Sowohl der Wortlaut des zitierten Artikels 8 als auch sein Zweck erfordern eine weite Auslegung des Ausdrucks vorhandene Personenverkehrsdienste.
22 Absatz 2 verlangt nämlich, daß bei der Prüfung des Antrags insbesondere die Marktlage des Personenverkehrs in den betreffenden Gebieten berücksichtigt wird. Der Begriff des Marktes für den Personenverkehr schließt alle Formen und Arten der Beförderung ein.
23 Im übrigen soll Artikel 8, wie es in der fünften Begründungserwägung der Verordnung heißt, das einwandfreie Funktionieren des Verkehrs bei möglichst geringen Kosten für die Allgemeinheit ... gewährleisten; dazu ist einerseits das Angebot an die spezifischen Verkehrsbedürfnisse auf den zu bedienenden Verkehrsverbindungen anzupassen und andererseits der Personenverkehr in den betreffenden Gebieten wirksam zu koordinieren. Dieses Ziel würde nicht erreicht, wenn bei der Prüfung des Antrags auf Einrichtung eines Linienverkehrs oder einer Sonderform des Linienverkehrs zur Beurteilung der Verkehrsbedürfnisse nicht alle Formen und Arten der Beförderung, insbesondere der übrige Linienverkehr mit Kraftomnibussen mit einer teilweise anderen Streckenführung oder einer anderen Art und Weise der Meeresüberquerung und der Eisenbahnverkehr, zu berücksichtigen wären.
24 Somit ist auf die vierte Frage zu antworten, daß der Ausdruck vorhandene Personenverkehrsdienste in Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung Nr. 517/72 alle Formen und Arten der Beförderung, insbesondere den übrigen Linienverkehr mit Kraftomnibussen mit einer teilweise anderen Streckenführung oder einer anderen Art und Weise der Meeresüberquerung und den Eisenbahnverkehr, einschließt.
25 Aufgrund der Antwort auf die zweite Frage des nationalen Gerichts erübrigt sich die Beantwortung der dritten Frage.
Kosten
26 Die Auslagen der niederländischen und der französischen Regierung sowie des Vereinigten Königreichs und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die Erklärungen beim Gerichtshof eingereicht haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem bei dem nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts.
Aus diesen Gründen
hat
DER GERICHTSHOF
auf die ihm vom College van Beroep mit Beschluß vom 14. Februar 1986 vorgelegten Fragen für Recht erkannt:
1) Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung Nr. 517/72 ist dahin auszulegen, daß die Entscheidungen über die Anträge auf Einrichtung eines Linienverkehrs oder einer Sonderform des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zwischen den Mitgliedstaaten nationale Entscheidungen darstellen.
2) Eine nationale Regelung, nach der die Anträge auf Einrichtung eines Linienverkehrs oder einer Sonderform des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zu veröffentlichen sind und die Betroffenen die Möglichkeit haben, binnen einer Frist von 30 Tagen dazu Stellung zu nehmen, ehe eine Entscheidung über die Anträge getroffen wird, genügt der Verpflichtung der Mitgliedstaaten aus Artikel 16 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 517/72.
3) Der Ausdruck vorhandene Personenverkehrsdienste in Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung Nr. 517/72 schließt alle Formen und Arten der Beförderung, insbesondere den übrigen Linienverkehr mit Kraftomnibussen mit einer teilweise anderen Streckenführung oder einer anderen Art und Weise der Meeresüberquerung und den Eisenbahnverkehr, ein.
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